
Die aktuelle Situation stellt sich wiefolgt dar:

Beratung und Unterstützung sind zentrale Schlüssel zur Integration
Sie vermitteln verlässliche Informationen, schaffen Vertrauen, bauen Ängste ab und
eröffnen Zugänge zur sozialen Sicherung, Bildung, Arbeit und Gesellschaft. Zudem
klären sie Missverständnisse und Konflikte frühzeitig und fördern so den sozialen
Frieden. Nur eine gesicherte, flächendeckende Beratungsstruktur ermöglicht
erfolgreiche Integration. Daher müssen die landesgeförderten Unterstützungs- und
Beratungsangebote zukünftig nachhaltig gestärkt werden. Insbesondere die
landesgeförderten Migrationsfachdienste (MFD) leisten hier wichtige Arbeit, weil sie
keine Zielgruppen ausschließt und auch nachholende Integration umfasst.

Die psychosoziale Versorgung ist unverzichtbar
Unbehandelte Traumata und psychische Erkrankungen belasten die Betroffenen
schwer und erschweren ihre soziale Teilhabe. Langfristig schwächen sie auch die
Sozialsysteme, führen zu Produktivitätsausfällen und hohen Folgekosten. Die vom
Land Rheinland-Pfalz geförderten sechs psychosozialen Zentren (PSZ) in Trägerschaft
der Freien Wohlfahrtspflege bieten wirksame und effektive Beratungs- und
Therapieangebote für Geflüchtete und Folteropfer – von psychosozialer und
aufenthaltsrechtlicher Beratung über pädagogische Angebote bis hin zu Einzel- und
Gruppentherapien für Erwachsene, Kinder und Jugendliche. Außenstellen und mobile
Angebote sorgen für zusätzliche Präsenz in den sehr großen Versorgungsgebieten.
Diese Struktur gilt es zu erhalten und auszubauen

Problematische Finanzierung
Trotz der wichtigen Rolle der Migrationsfachdienste und der Psychosozialen Zentren
bleibt die Finanzierung prekär: Zwar hat das Land die Finanzierung zuletzt verbessert,
doch führen steigende Personal- und Sachkosten sowie nicht anerkannte Kosten
dazu, dass zu den Eigenmittelanteilen weitere Kosten hinzukommen, die nicht
refinanziert werden. Außerdem erfolgt die Förderung weiterhin auf Basis jährlich neu
zu bewilligender Projektmittel. Die fehlende dauerhafte Perspektive erschwert es den
Trägern, Fachkräfte zu gewinnen und zu halten.

Migration

Für eine zukunftsfähige
Migrationspolitik

Sprachbarrieren, unklare, komplexe und sich ständig ändernde Rechtslagen sowie
die zunehmende Bürokratie erschweren den Weg von Geflüchteten in unsere
Gesellschaft. Unbehandelte Traumata und psychische Erkrankungen verschärfen
diese Problemlagen zusätzlich. Ohne verlässliche Beratungs- und
Unterstützungsstrukturen laufen die Betroffenen Gefahr, wichtige Informationen zu
verpassen oder falsche Entscheidungen zu treffen. Es drohen Isolation und
Ausgrenzung – mit gravierenden Folgen für Integration und soziale Teilhabe.



Migration

Wir fordern die Landespolitik auf, entschlossen zu handeln:
Verstetigung und Verbesserung der Finanzierung: Landesmittel
für die Migrationsfachdienste und die Psychosozialen Zentren
müssen dauerhaft gesichert und an die realen Kosten angepasst
werden. Hohe Eigenanteile und nicht finanzierteKosten der Träger
gefährden die Struktur und das Aufrechterhalten der Angebote in
der Fläche.

Fazit

Ohne verlässliche, flächendeckende Beratung und stabile psychosoziale Versorgung bleibt
Integration brüchig – Sprachbarrieren, wechselnde Rechtslagen, Bürokratie und unbehandelte
Traumata führen sonst zu Fehlentscheidungen, Isolation und vermeidbaren Folgekosten.
Integration ist eine staatliche Daueraufgabe; wer jetzt in stabile Strukturen investiert, schützt
Grundrechte, entlastet die Sozialsysteme und stärkt den sozialen Frieden in Rheinland-Pfalz –
diese Infrastruktur muss jetzt politisch und finanziell abgesichert werden.

Integration gelingt nicht von allein – sie braucht Strukturen. Wir rufen die
künftige Landesregierung auf, die Beratungs- und Unterstützungsangebote für
geflüchtete Menschen und Migrant*innen in Rheinland-Pfalz langfristig
abzusichern und auszubauen. So können die Angebote der Freien
Wohlfahrtspflege – wie die Migrationsfachdienste und Psychosozialen Zentren –
von Beginn an, sowohl in den Erstaufnahmeeinrichtungen als auch später in
den Kommunen, eine nachhaltige und gerechte Unterstützung für alle
Menschen mit Migrationshintergrund gewährleisten. Dies ist nicht nur Ausdruck
humanitärer Verantwortung, sondern auch ein Gebot ökonomischer Vernunft
und stärkt die gesellschaftliche Stabilität.
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